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Beschluss
des Bundesrates

Mitteilung der Kommission über die Europäische Bürgerinitiative 
„Verbot von Glyphosat und Schutz von Menschen und Umwelt 
vor giftigen Pestiziden“ 

C(2017) 8414 final

Der Bundesrat hat in seiner 967. Sitzung am 27. April 2018 gemäß §§ 3 und 5 

EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen:

Zur Vorlage insgesamt

1. Der Bundesrat erkennt die Leistungen der Europäischen Bürgerinitiative "Ver-

bot von Glyphosat und Schutz von Menschen und Umwelt vor giftigen Pestizi-

den" an. Er versteht es als ein Zeichen der europäischen Zivilgesellschaft, dass 

mehr als eine Million europäische Bürgerinnen und Bürger ihre Stimme für das 

Anliegen abgegeben haben und somit zum vierten Mal seit Bestehen der Euro-

päischen Bürgerinitiative alle Anforderungen einer solchen erfüllt wurden.

2. Der Bundesrat stellt fest, dass im gegenwärtigen Bewertungsverfahren der EU 

für Pflanzenschutzmittelwirkstoffe auch Studien Berücksichtigung finden, die 

nicht öffentlich zugänglich sind und von Antragstellern in Auftrag gegeben und 

finanziert werden. Er begrüßt daher die seitens der Kommission angekündigten 

Änderungen von Rechtsvorschriften, die die Regeln zur Durchführung von Stu-

dien verbessern sollen. Zugleich ist er der Auffassung, dass das Bewertungsver-

fahren insgesamt modifiziert werden sollte.
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3. Der Bundesrat ist der Auffassung, dass eine bessere Abstimmung und Konsis-

tenz der Wirkstoff- und Produktbewertung erfolgen muss. Auf diese Weise 

können einheitlichere Ergebnisse sichergestellt und Umweltschutz-, Anwender-

sowie Verbraucherschutzinteressen besser Rechnung getragen werden. Schließ-

lich kommen Umwelt, Verbraucherinnen und Verbraucher sowie Anwenderin-

nen und Anwender mit dem konfektionierten, abgabefertigen Pflanzenschutz-

mittel und nicht nur dem Wirkstoff in Berührung.

4. Der Bundesrat ist ferner der Auffassung, dass dem Schutz der Biodiversität bei 

der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln ein besonderer Stellenwert zukommen 

muss.

5. Er bittet die Bundesregierung, für eine höhere Transparenz im Bewertungsver-

fahren der EU für Wirkstoffe wie auch national beim Zulassungsverfahren für 

Pflanzenschutzmittel einzutreten. Die dahingehenden Forschungsaktivitäten zu 

den Auswirkungen von Glyphosat, insbesondere auf die Gesundheit und biolo-

gische Vielfalt, sind zu verstärken.

6. Der Bundesrat verweist auf die Stellungnahmen der Kommission, wonach der 

Einsatz von Glyphosat und anderen Herbiziden möglicherweise Nahrungsnetze 

beeinflusst. Vielmehr sind daher alternative Maßnahmen und Verfahren der 

nichtchemischen Beikrautkontrolle durch Forschung und Versuchswesen weiter 

zu entwickeln und zur praktischen Anwendbarkeit zu führen. Die Betriebe sind, 

insbesondere durch die Fachverwaltungen der Länder, dahingehend zu beraten, 

den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln so weit wie möglich zu reduzieren und 

auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken. Auch wenn dies betriebs-

individuell sehr verschieden möglich ist, sollten gleichwohl und verstärkt alle 

anbau- und kulturtechnischen Möglichkeiten (Fruchtfolge, Saat- und Pflanz-

zeitgestaltung, resistente Sorten und andere), die mechanisch/thermischen Ver-

fahren und soweit verfügbar auch biologische und biotechnische Maßnahmen 

geprüft, in das Anbaukonzept einbezogen und berücksichtigt werden. Dieser 

Prozess ist fortzusetzen. 

7. Der Bundesrat ist der Auffassung, dass der Einsatz glyphosathaltiger Pflanzen-

schutzmittel deutlich eingeschränkt werden muss mit dem Ziel, die Anwendung 

so schnell wie möglich grundsätzlich zu beenden. 
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8. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung daher, innerhalb eines angemessenen 

Zeitraums eine systematische, EU-rechtskonforme Minderungsstrategie für gly-

phosathaltige Pflanzenschutzmittel vorzulegen, die wirksame umwelt- und na-

turverträgliche Alternativen aufzeigt.

9. Er ist der Auffassung, dass glyphosathaltige Pflanzenschutzmittel auf Flächen 

öffentlicher Einrichtungen (zum Beispiel Kindertagesstätten, Grünanlagen, 

Friedhöfen) und auf öffentlichen Verkehrsflächen mit Ausnahme von Gleisan-

lagen nicht mehr angewandt werden dürfen. Der Bundesrat sieht aber auch für 

den Bereich Gleisanlagen die Notwendigkeit, zeitnah möglichst kostenneutrale 

Alternativen zu erproben und bei deren Vorliegen das Anwendungsverbot auch 

auf Gleisanlagen zu erstrecken.

10. Er spricht sich dafür aus, die von der Bundesregierung vorzulegende systemati-

sche Minderungsstrategie mit ausreichenden finanziellen Mitteln für Forschung 

und Entwicklung auszustatten.

11. Er bittet die Bundesregierung zudem, gezielt finanzielle Mittel zur Entwicklung 

von alternativen Methoden zum Einsatz glyphosathaltiger Pflanzenschutzmittel 

auf öffentlichen Verkehrsflächen bereitzustellen. 

12. Der Bundesrat unterstützt das Vorhaben, gemeinsam Alternativen im Rahmen 

einer Ackerbaustrategie zu entwickeln. Die Umsetzung der Ackerbaustrategie 

ist mit der Landwirtschaft vorzunehmen und adäquat mit Fördermitteln für 

Maßnahmen zur Umsetzung der Nationalen Biodiversitätsstrategie und insbe-

sondere des Insektenschutzes zu untersetzen.
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